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1.1 Mitwirkung der Bevölkerung 

Gemäss § 13 des kantonalen Strassengesetzes (StrG) sind die Projekte der 

Bevölkerung vor der Kreditbewilligung zur Stellungnahme zu unterbreiten.  

Das Strassenbauprojekt in der Neuen Hard und der Geroldstrasse mit der geplanten 

Neugestaltung des Strassenraums wurde vom 10. Januar 2025 bis 10. Februar 2025 

gemäss § 13 des StrG öffentlich aufgelegt. Interessierte Personen konnten sich über das 

geplante Bauvorhaben orientieren und dagegen Einwendungen erheben. 

Insgesamt sind 75 Eingaben mit total 75 Einwendungen eingegangen, davon 16 mit 

identischem oder ähnlichem Wortlaut (themenspezifisch zusammengefasst). Von den 

daraus resultierenden 59 Einwendungen werden 20 Einwendungen ganz und 8 

Einwendungen teilweise berücksichtigt. 26 Einwendungen werden nicht berücksichtigt. 

5 Einwendungen sind gegenstandslos. 

Im vorliegenden Bericht wird zu den Einwendungen gesamthaft Stellung genommen. 

1.2 Projektbeschreibung 

Das der Bevölkerung zur Stellungnahme unterbreitete Projekt beinhaltet folgende 

Massnahmen:  

• Reduktion der Fahrbahnen an der Neuen Hard und an der Geroldstrasse 

zugunsten breiterer Trottoirs und Veloinfrastruktur. 

• Erstellung eines durchgehenden Zweirichtungsradwegs auf der 

Velovorzugsroute entlang der Neuen Hard bis zum geplanten Anschluss der 

Franca-Magnani-Brücke.  

• Umgestaltung der Geroldstrasse nördlich und südlich der Geroldrampe in 

Begegnungszonen. Befahrung dieser Begegnungszonen durch den 

motorisierten Individualverkehr (MIV) im Einbahnsystem. Zulassung des 

Veloverkehrs im Gegenverkehr auf der Südseite der Geroldrampe. 

• Erstellung von zwei neuen Querungsstellen für den Fussverkehr im Bereich 

ZKB-Haupteingang und Yonex-Halle. 

• Grossflächige Entsiegelung der heute durchgehend asphaltierten 

Strassenräume zugunsten begrünter Bereiche. Pflanzung drei neuer 

Baumreihen entlang der Neuen Hard zur Fortsetzung der Baumachse 

Pfingstweidstrasse bis zum Viadukt. Baum- und Strauchgruppen entlang des 

Viadukts und der Geroldstrasse. Ausbildung der Grünflächen als Mulden zur 

Regenwasserversickerung mit Möglichkeit zur Zwischenspeicherung. 

• Einführung von Tempo 30. 

1 Vorbemerkung 
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Einwendung 1:  

Die Kreuzung der Velovorzugsroute auf der Neuen Hard, der Viaduktstrasse und 

Richtung Josefwiese solle mit einem Rechtsvortritt oder allenfalls als Begegnungszone 

ausgeführt werden. Die Radien seien so grosszügig zu planen, dass ein flüssiges 

Abbiegen in alle Richtung möglich wird.  

Stellungnahme:  

Da es sich um einen Zweirichtungsradweg handelt, der an eine stark befahrene 

Hauptverkehrsstrasse angrenzt, wurde aus Sicht Verkehrssicherheit entschieden, den 

Radweg vortrittsbelastet über die Einmündung zu führen. Gerade bei hohen 

Verkehrsmengen ist der Druck beim Abbiegen vorhanden, welche ein unvorsichtiges 

Manöver provozieren können. Gleichzeitig muss auf Velofahrende aus beiden 

Richtungen geachtet werden. In das Vorprojekt wird einfliessen, dass die Radien in 

Richtung Viaduktstrasse ausgerundet werden, damit keine spitzen Winkel das Abbiegen 

erschweren. Gleichzeitig sollen die Abbiegeradien bewusst klein gehalten werden, um 

den Veloverkehr zu verlangsamen und eine erhöhte Aufmerksamkeit beim Befahren des 

Knotenbereichs sicherzustellen. 

Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt.  

Einwendung 2:  

Der Zweirichtungsradweg im Kreuzungsbereich der Neuen Hard und der Viaduktstrasse 

sei mindestens fünf Meter von der Fahrbahn zurückzuversetzen. Durch das Einrücken 

des Veloweges in die Viaduktstrasse können Unfälle verhindert werden. Der Erhalt der 

Bäume sei es nicht wert, die Sicherheit und Leitungsfähigkeit der VVR zu mindern.  

Stellungnahme:  

Den Zweirichtungsradweg um 2.00 m zurückzuversetzen wurde in einer Vertiefung des 

vorliegenden Projektes geprüft und für möglich befunden. Das Zurückversetzen von 

5.00 m hat erhebliche Auswirkungen auf die Geometrien, soll aber im Anschluss in der 

Projektierung vertieft geprüft werden.  

Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt.  

Einwendung 3:  

Von städtischen Velostandards solle nur im Ausnahmefall abgewichen werden 

(Standard-Breite für Zweirichtungsradwege 4.80 m). Engstellen dürften das 

Minimalmass von 3.5 m nicht unterschreiten. Auf Höhe der FG-Querung bei der 

Zentralwäscherei solle die Mittelinsel auf 2.00 m reduziert werden, damit die Engstelle 

des Radweges das Minimalmass von 3.50 m erreiche. 

 

2 Einwendungen 
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Stellungnahme:  

Die von den städtischen Velostandards für Zweirichtungsradwege Standardbreite von 

4.80 m kann im vorliegenden Perimeter aufgrund der räumlichen Gegebenheiten nicht 

vollständig umgesetzt werden. Die vorgesehene Breite von 4.00 m bleibt bestehen, da 

sie das Ergebnis einer sorgfältigen Interessenabwägung zwischen den Anforderungen 

des Veloverkehrs, des Fussverkehrs sowie der Umsetzung von hitzemindernden 

Massnahmen und Baumpflanzungen ist.  

Das geforderte Mindestmass von 3,50 m an Engstellen werden in das Vorprojekt 

einfliessen. 

Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt.  

Einwendung 4:  

Die Engstelle von 3 m für den Fuss- und Veloverkehr auf Höhe der Geroldstrasse 5 sei 

zu vermeiden. Die Minimalbreite von 3.50 m, besser 4 m sei in diesem Bereich nicht zu 

unterschreiten. Dafür sei auf die beiden Bäume zu verzichten. 

Stellungnahme:  

Optimierungen zur Vermeidung einer Engstelle auf Höhe der Geroldstrasse 5 wurden in 

einer Vertiefung des Konzeptes geprüft. Durch Anpassungen an der Fahrbahn für den 

motorisierten Verkehr kann in diesem Bereich ein Zweirichtungsradweg sowie eine 

separate Fussverkehrsfläche mit ausreichender Breite erstellt werden. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 5:  

Die Anschlüsse an das weiterführende Velonetz und die Velohierarchie seien zu klären 

und zu berücksichtigen. 

Stellungnahme:  

Die Anschlüsse an das weiterführende Velonetz wurden gemäss dem aktuellen Stand 

der angrenzenden Planungen berücksichtigt. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 6:  

Der Veloverkehr sei entlang der Velovorzugsrouten vortrittsberechtigt über die 

Viaduktstrasse zu führen. Die Fläche sei zudem rot einzufärben. 

Stellungnahme:  

Da es sich um einen Zweirichtungsradweg handelt, der an eine stark befahrene 

Hauptverkehrsstrasse angrenzt, wurde aus Sicht Verkehrssicherheit entschieden, den 

Radweg vortrittsbelastet über die Einmündung zu führen. Gerade bei hohen 
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Verkehrsmengen ist der Druck beim Abbiegen vorhanden, welche ein unvorsichtiges 

Manöver provozieren können. Gleichzeitig muss auf Velofahrende aus beiden 

Richtungen geachtet werden.  

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 7:  

Der Veloverkehr solle in Richtung Bahnhof Hardbrücke möglichst intuitiv und direkt auf 

der Nordseite der Geroldrampe geführt werden. 

Stellungnahme:  

Die Führung des Veloverkehrs auf der Nordseite wurde im Projektteam nochmals geprüft 

und verworfen. Entlang der südlichen Geroldstrasse bestehen wichtige Ziele, die auch 

von Osten direkt angefahren werden sollen. Die direkteste und intuitivste Verbindung 

zwischen dem Bahnhof Hardbrücke und der Franca-Magnani-Brücke führt über die 

südliche Geroldstrasse. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 8:  

Im vorliegenden Projekt solle gelöst werden, wie der Veloverkehr von der Neuen Hard 

auf die Hardbrücke geführt wird.  

Stellungnahme:  

Die Führung des Veloverkehrs von der Neuen Hard auf die Hardbrücke ist nicht 

Bestandteil des Projektes.  

Die Einwendung ist gegenstandslos.  

Einwendung 9:  

Auf der Neuen Hard solle die beidseitige richtungsgetrennte Führung des Veloverkehrs 

geprüft werden, um die Weiterführung in die Pfingstweidstrasse sicherzustellen.  

Stellungnahme:  

Eine richtungsgetrennte Führung wurde im Variantenstudium geprüft und verworfen. Die 

Vorteile dieses Zweirichtungsradweges sind, dass die Velovorzugsroute durchgehend 

ohne Queren der stark befahrenen Strasse geführt werden kann, die Velovorzugsroute 

direkt entlang der wichtigen Ziele wie den Viaduktbögen und dem Josefareal liegt und 

direkt an die Velovorzugsroute Viaduktstrasse sowie im weiteren Verlauf an die Franca-

Magnani-Brücke anschliesst. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  
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Einwendung 10:  

Zwischen der Begegnungszone (Geroldstrasse 11) und dem abgesetzten 

Zweirichtungsradweg (Viaduktstrasse 85) sei ein legales Veloangebot anzubieten. Bei 

Verschiebung der Kurve der Geroldstrasse nach Norden würde südlich genügend Platz 

für einen Zweirichtungsradweg entstehen. 

Stellungnahme:  

Durch die Reduzierung der Länge der zweispurigen Fahrbahn des motorisierten 

Individualverkehrs in Richtung Hardbrücke kann Platz im Bereich der Geroldstrasse 11 

und der Viaduktstrasse 85 für eine separate Veloinfrastruktur bis zur Begegnungszone 

gewonnen werden. Der abgesetzte Zweirichtungsradweg mit Abmessungen gemäss 

Velostandards wird in das Vorprojekt einfliessen. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 11:  

Gemäss der Visualisierung soll die Veloinfrastruktur im Zweirichtungsradweg 

ausgestaltet werden. Der Plan widerspreche der Visualisierung. 

Stellungnahme:  

Es ist ein Zweirichtungsradweg vorgesehen. Die Darstellung im Situationsplan wird im 

Vorprojekt verbessert.  

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 12:  

Die Velofurt am Knoten der Neuen Hard und der Viaduktstrasse solle pro Fahrtrichtung 

separat geführt und mittels eines kleinen Grünstreifens getrennt werden. Damit solle 

verhindert werden, dass der MIV die Velofurt zur Querung benutzt, um von der 

Viaduktstrasse Richtung Geroldstrasse und auf die Geroldrampe zu fahren. 

Stellungnahme:  

Die Velofurt wird in diesem Bereich aus Sicherheitsgründen aufgehoben. Die Mittelinsel 

wird im Vorprojekt so angepasst, dass kein Durchkommen für den motorisierten 

Individualverkehr möglich ist. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 13:  

Im Bereich der Geroldstrasse sei auf eine Mischverkehrsfläche für Velo- und 

Fussverkehr und somit auf die Begegnungszone zu verzichten. Um mehr Platz für eine 

getrennte Führung zu schaffen, solle auf der Geroldrampe eine Fahrspur abgebrochen 

werden. 
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Stellungnahme:  

Die Variante mit einer Verschmälerung der Geroldrampe wurde im frühen 

Variantenstudium geprüft und aufgrund unverhältnismässig hoher baulicher Kosten 

verworfen.  

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 14:  

Auf die Einführung eines Velo-Gegenverkehrsregimes sei zu verzichten. 

Stellungnahme:  

Im Variantenstudium wurden verschiedene Velo-Verkehrsregimes geprüft und mittels 

Variantenbewertung die Bestvariante bestimmt. Das Gegenverkehrsregime hat 

deutliche Vorteile gegenüber den Alternativen, weshalb dieses so weiterverfolgt wird. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 15:  

Der Knoten Geroldstrasse und Viaduktstrasse sei so zu gestalten, dass mit dem Velo 

möglichst keine gestürzten Randabschlüsse überfahren werden. Dafür seien möglichst 

durchgehende Radwege über den Knoten zu planen. Zwischen dem Radweg und der 

Mischverkehrsfläche sei zur taktilen Markierung ein gestürzter Randstein erforderlich, 

welcher jedoch den Komfort des Veloverkehrs reduziere. Deshalb soll der Veloverkehr 

auf einem durchgehenden Radweg vortrittsberechtigt queren.  

Stellungnahme:  

Durch eine Reduzierung der Länge der zweispurigen Fahrbahn in diesem Bereich kann 

auf Höhe der Geroldstrasse 11 und Viaduktstrasse 85 Platz für eine abgetrennte 

Veloinfrastruktur bis zur Begegnungszone gewonnen werden. Der separate 

Zweirichtungsradweg mit Abmessungen gemäss Velostandards wird in das Vorprojekt 

einfliessen und ein ertastbarer Randstein wird geprüft. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 16:  

Es sei unklar für welche Veloverbindungen die Velofurten neben den Fussgängerstreifen 

angedacht sind.  

Stellungnahme:  

Die Velofurten sollen entfernt werden. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  
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Einwendung 17:  

Velofahrende, die vom Hardplatz kommend über die Hardbrücke fahren, seien nach der 

VBZ-Haltestelle Hardbrücke auf die Geroldrampe zu leiten. 

Stellungnahme:  

Der Abschnitt Hardbrücke bis Geroldrampe ist nicht Bestandteil des Projektes.  

Die Einwendung ist gegenstandslos.  

Einwendung 18:  

Im Knoten Neue Hard/Viaduktstrasse/Neugasse kreuzen sich zwei wichtige 

Velovorzugsrouten Viaduktstrasse-Franca-Magnani-Brücke und die Route 

Pfingstweidstrasse-Neugasse, es solle ein Vorzugsroutenknoten geplant werden. Eine 

Lösung für die Neugasse sei zu finden. Die VVR Viaduktstrasse-Franca-Magnani-

Brücke sei prioritär zu gestalten, da sie die neue Hauptverbindung zwischen den 

Quartieren Oerlikon und Wiedikon wird. Der Anschluss der VVR Neugasse sei in die 

Planung mit einzubeziehen. Der Fussgängerübergang sei an den alten Ort zu 

verschieben, damit die Strasse ohne Mittelinsel beruhigt werden kann, wenn nötig mit 

Lichtsignal. Auf den Grünstreifen zwischen den MIV-Spuren sei zu verzichten, 

zugunsten mehr Platz für die Gestaltung der Aufenthaltsqualitäten von Zufussgehenden 

und Velofahrenden. Dasselbe gilt für den Grünstreifen und Fussgängerübergang an der 

Südost-Ecke des Areals. Durch das Weglassen der Grünstreifen könnten MIV-Spuren 

einfacher und kompakter geplant werden. 

Stellungnahme:  

Die Neugasse ist nicht Bestandteil des Projektes. Aktuell besteht ein Fahrverbot für 

Velos und es ist kein rechtskräftiges Projekt für die Velovorzugsroute vorhanden. Somit 

bleibt der Anschluss an die Neugasse offen.  

Die Mittelinsel beim Fussgängerstreifen ist aufgrund der hohen Verkehrsmengen 

zwingend, daher auch die Erstellung eines weiteren Lichtsignals hinfällig. Auch auf die 

Grünfläche in der Kurve Viaduktstrasse kann nicht verzichtet werden, sie dient dazu, 

dass die signalisierten Abbiegebeziehungen des motorisierten Individualverkehrs 

eingehalten werden. Im Südosten wurde der Verzicht auf den Grünstreifen geprüft und 

wird ins Vorprojekt einfliessen. 

Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt.  

Einwendung 19:  

Die meisten Veloverbindungen zum Perimeter seien nicht gelöst. Die Velovorzugsroute 

Pfingstweidstrasse – Neue Hard sei prioritär und durchgängig zu markieren. Es sei nicht 

nachvollziehbar, wie der Veloverkehr von der Pfingstweidstrasse stadteinwärts in die 
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Neue Hard gelangt. Auch sei nicht klar, wie der Veloverkehr vom Bahnhof Hardbrücke 

auf die Pfingstweidstrasse gelangt. 

Stellungnahme:  

Der Knoten Pfingstweidstrasse, Hardstrasse und Neue Hard ist nicht Teil des 

Projektperimeters. Dieser Knoten wird in einem separaten Projekt entwickelt werden. 

Auch der Teil der Hardstrasse zwischen Bahnhof Hardbrücke und der 

Pfingstweidstrasse ist nicht Teil des Projektperimeters.  

Die Einwendung ist gegenstandslos.  

Einwendung 20:  

Der Anschluss der Komfortroute an die Franca-Magnani-Brücke sei schlüssig zu planen. 

Stellungnahme:  

Die Verbindungen sollen gut miteinander verknüpft werden. Aktuell ist der 

Anschlusspunkt der Rampe noch unklar. Dies wird im Laufe der weiteren Entwicklung 

beider Projekte abgestimmt. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 21:  

Auf den Spurabbau Richtung Hardbrücke / Auffahrt Geroldrampe Richtung Zürich Nord 

sei zu verzichten. Bereits heute komme es im bestehenden System während der 

Hauptverkehrszeiten zu Rückstau und Verkehrsüberlastungen. 

Stellungnahme:  

Das Strassenbauprojekt verfolgt im Projektperimeter übergeordnete, 

behördenverbindliche Zielsetzungen, wie beispielsweise die Erstellung einer 

Velovorzugsroute von der Pfingstweidstrasse via Neue Hard zur Franca-Magnani-

Brücke, Verbesserung der Veloführung im Bereich der Geroldstrasse, welche heute auf 

dem Trottoir geführt wird, nicht mehr rechtlich zulässig ist und nicht mehr den heutigen 

Anforderungen der Standards entspricht, weiter der Aufwertung des öffentlichen 

Raumes im Umfeld der Arealentwicklungen Josef-Areal und Welti-Furrer-Areal sowie die 

Umsetzung von hitzemindernden Massnahmen und diversen Baumpflanzungen zur 

Umsetzung des Alleenkonzepts. Die vorgesehenen Infrastrukturen sind das Ergebnis 

einer sorgfältigen Interessenabwägung zwischen den verschiedenen Anforderungen. 

Daher kann auf den Spurabbau nicht verzichtet werden. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  
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Einwendung 22:  

Die Geroldstrasse solle für den MIV nur in Ausnahmefällen (Zubringer) befahrbar sein. 

Das Fuss- und Veloverkehrsaufkommen sei aufgrund der publikumsintensiven 

Nutzungen entlang der Geroldstrasse und der Nähe zum Bahnhof Hardbrücke sehr 

gross. Die ganze Fläche sei dem Fuss- und Veloverkehr zu Verfügung zu stellen. 

Stellungnahme:  

Im Variantenstudium wurde dies als Variante geprüft und verworfen. Das Abbiegen vom 

Bahnhof Hardbrücke in Richtung Pfingstweidstrasse ist heute nicht möglich. Aktuell ist 

unklar, wie künftig die Fläche unter der Hardbrücke organisiert wird. Die Anlieferung zur 

und die Wegfahrt von der ZKB soll daher zurzeit weiterhin über die Geroldstrasse 

sichergestellt werden. Daher ist aktuell keine Einrichtung eines Fahrverbots mit  

Zubringer gestattet möglich. Dies wird aber im Rahmen der Neuorganisation des 

Raumes unter der Hardbrücke und der Neugestaltung des Knotens Hardstrasse, 

Pfingstweidstrasse und Neue Hard in die Untersuchungen mit einbezogen.  

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 23:  

Die Ein- und Ausfahrt der Viaduktstrasse sei für den MIV zu sperren. Die Erschliessung 

der Viaduktstrasse sei über die Josefstrasse sichergestellt. Dadurch kann der 

Vorzugsrouten Knoten sicherer ausgestaltet werden. 

Stellungnahme:  

Die Sperrung der Viaduktstrasse für den motorisierten Individualverkehr ist übergeordnet 

zu prüfen. Dies kann nicht in diesem Projekt gelöst werden.  

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 24:  

Die Baumgruppe vor der Geroldstrasse 5 sei in Richtung Norden zu verschieben. 

Entsprechend sei die Fahrspur Richtung Neue Hard ebenfalls nach Norden zu 

verschieben. Die Fahrspuren Richtung Hardbrücke seien erst später auf der Brücke zu 

verdoppeln, so dass genügend Platz für die Verschiebung Richtung Norden bleibe.  

Stellungnahme:  

Die Verlängerung der Einspurigkeit wurde in einer Projektvertiefung geprüft. Dadurch 

kann viel Fläche für den Fuss- und Veloverkehr freigespielt werden. Diese Massnahme 

wird in das Vorprojekt einfliessen. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  
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Einwendung 25:  

Die Zufahrt für Taxis vom Rondell unter der Hardbrücke in die Geroldstrasse sei zu 

erhalten und die Durchfahrt durch die Geroldstrasse sicher zu gestalten. Die Zu- und 

Wegfahrt zu Geroldstrasse 3 sei zu sichern. Der Rechtsabbieger für den motorisierten 

Individualverkehr von der Viaduktstrasse 73 nach Viaduktstrasse 71 sei zu erhalten. 

Vor Haus Nr. 3 der Geroldstrasse finden vor allem nachts zahlreiche Hin- und 

Wegfahrten zu den privaten Parkplätzen durch Taxis statt. Diese kreuzen die 

Velovorzugsroute und seien deshalb durch Schwellen oder andere geeignete 

Massnahmen zu sichern, sodass Velofahrer entschleunigt werden. 

Stellungnahme:  

Der motorisierte Individualverkehr hat weiterhin Zufahrt vom Rondell in die 

Geroldstrasse sowie in die Viaduktstrasse. Auch die anderen angesprochenen 

Fahrbeziehungen bleiben erhalten. Schwellen oder Massnahmen zur Entschleunigung 

des Veloverkehrs sind aktuell nicht vorgesehen. Der Veloverkehr auf der 

Velovorzugsroute und der Fussverkehr auf dem Trottoir haben wie heute Vortritt vor dem 

motorisierten Individualverkehr. Dieser hat langsam auf der Trottoirfläche zu verkehren.  

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 26:  

Eine einspurige Verkehrsführung sei nur dann zu realisieren, wenn der MIV im 

Mischverkehr mit dem Tram in Richtung Hardplatz geführt wird (Rechtsabbieger in der 

Pfingstweidstrasse). Die Konfliktsituationen mit dem Langsamverkehr seien zu 

reduzieren. 

Stellungnahme:  

Die Verkehrsführung im Bereich der Hardstrasse ist nicht Bestandteil des Projektes. Die 

Massnahme liegt ausserhalb Perimeter. 

Die Einwendung ist gegenstandslos.  

Einwendung 27:  

Die je 2 & 2 Spuren auf der Neuen Hard seien aufgrund Art. 104,2 Kant. Verfassung 

beizubehalten. 

Stellungnahme:  

Die Leistungsfähigkeit des Knotens Pfingstweidstrasse, Hardstrasse und Neue Hard 

wird durch den Spurabbau nicht negativ beeinflusst. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  
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Einwendung 28:  

Die Zu-/Wegfahrt von der Begegnungszone auf der Geroldstrasse (neben der 

Geroldrampe) auf die Neue Hard sei für Motorfahrzeuge zu sperren. Die beiden 

Strassen seien für den motorisierten Verkehr als Sackgassen zu gestalten, welche 

lediglich die Zufahrt zu den anliegen Grundstücken und Privatparkplätzen sicherstellen. 

Stellungnahme:  

Das Abbiegen vom Bahnhof Hardbrücke Richtung Pfingstweidstrasse ist nicht möglich. 

Es ist unklar, wie künftig die Fläche unter der Hardbrücke organisiert wird. Um die 

Anlieferung und Wegfahrt der ZKB sicherzustellen, soll daher vorerst die Geroldstrasse 

weiterhin im Richtungsverkehr geöffnet bleiben.  

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 29:  

Die Leistungsfähigkeit solle anhand einer breiteren Datenbasis nachgewiesen werden. 

Stellungnahme:  

Es wurden nachträglich nochmals Erhebungen und Auswertungen der 

Verkehrszählstellen durchgeführt. Diese wurden danach stadtintern reflektiert. Es wird 

weiterhin an der grundsätzlichen Lösung festgehalten. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 30:  

Folgende Optimierungen am Knoten Pfingstweidstrasse/Neue Hard seien zu prüfen: 

Die Zuführung des Veloverkehrs aus Westen auf der Südseite (vor dem heutigen 

Parkhaus) sei zu optimieren. Dazu solle geprüft werden, die Geradeaus- und 

Rechtsabbiegestreifen in Fahrtrichtung Neue Hard zusammenzulegen. Der rechte 

Fahrstreifen könne damit zu einem Velostreifen werden und über den Knoten auf der 

Fahrbahn geführt werden.  

Die Grünzeit der Ströme 2/3 und 7/8 seien zulasten der Ströme 10/11/12 zu erhöhen, 

um die Hauptbeziehung zu priorisieren und eine grössere Leistungsreserve 

sicherzustellen.  

Die Aufhebung des Linksabbiegers sei zu prüfen oder den Einfluss auf den 

Verkehrsfluss aufzuzeigen.  

Stellungnahme:  

Die Velobeziehung liegt ausserhalb des Projektperimeters und ist nicht Bestandteil des 

Projektes. Eine Anpassung des Knotens ist nur in Abstimmung mit dem ASTRA als 
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Strasseneigentümerin möglich. Ein Spurabbau in diesem Bereich wird aktuell vom 

ASTRA nicht unterstützt.  

Die Grünzeiten werden überprüft und der Linksabbieger wird entfernt. Diese 

Massnahmen werden im Vorprojekt dementsprechend angepasst. 

Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt.  

Einwendung 31:  

Durch neue Projekte sei die bestehende Verkehrsqualität von Knoten mindestens zu 

erhalten, sinnvoll zu verbessern, aber sie soll keinesfalls verschlechtert werden. 

Stellungnahme:  

Die Leistungsfähigkeit des Knotens wurde nochmals überprüft. Der Spurabbau 

verschlechtert die Leistungsfähigkeit des Knotens Pfingstweidstrasse, Hardstrasse und 

Neue Hard nicht. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 32:  

Zumindest solle bis zum Ende des ASTRA-Perimeters auf der Strasse Neue Hard (von 

Westen der Pfingstweidstrasse herkommend) die Zweispurigkeit beibehalten werden.  

Stellungnahme:  

Die Zweispurigkeit bis zum Ende des ASTRA-Perimeters wurde in einer Vertiefung 

geprüft und wird ins Vorprojekt einfliessen. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 33:  

Die beiden Starts und Enden der abgetrennten Velovorzugsroute seien zwingend mit 

einem reflektierenden Pfosten mit entsprechender Bodenmarkierung zu versehen, 

damit das Parkieren oder Befahren des MIV verhindert werde. 

Stellungnahme:  

Die Velovorzugsrouten sind jeweils mit Bodenmarkierungen und den grünen Bändern 

deutlich markiert. Auf Pfosten soll aus Sicherheitsgründen verzichtet werden. Das 

Abstellen von Fahrzeugen auf dem Trottoir sowie der Velovorzugsroute ist rechtswidrig 

und kann dementsprechend gebüsst werden.  

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

 



Öffentliche Planauflage gemäss §13 Strassengesetz – Bericht zu den Einwendungen 

 

 15 

Einwendung 34:  

Auf der südlichen Seite der Geroldrampe sei statt einer Begegnungszone eine 

Fussgängerzone mit Velo gestattet zu signalisieren. Zur Durchsetzung seien beidseitig 

versenkbare Poller zu realisieren, welche die Zufahrt ausschliesslich für die Anrainer 

ermöglichen.  

Stellungnahme:  

Thematisch wurde der grundsätzliche Aspekt weiter oben bereits behandelt. Der 

Vorschlag zur Erstellung eines versenkbaren Pollers erübrigt sich damit ebenfalls. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 35:  

Auf Höhe Zentralwäscherei seien sowohl Veloweg (auf 3.5 m) und erste Mittelinsel (auf 

2 m) zu verbreitern. 

Stellungnahme:  

Das geforderte Mindestmass von 3.5 m an der Engstelle wird in das Vorprojekt 

einfliessen. Aus Platzgründen ist die Verbreiterung der ersten Mittelinsel nicht möglich. 

Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt.  

Einwendung 36:  

Zwischen der Geroldstrasse 11 und 35 seien bauliche Massnahmen notwendig für das 

Verhindern von Parkieren / Halten durch den MIV. 

Stellungnahme:  

Die Geroldstrasse wird als Begegnungszone gestaltet. Unversiegelte Flächen und 

Baumpflanzungen sind Teil des Konzeptes, um die Aufenthaltsqualität zu erhöhen. In 

der Begegnungszone ist das Parkieren nur an gekennzeichneten Stellen gestattet; es 

sind jedoch keine zusätzlichen Parkfelder vorgesehen. Das Abstellen von Fahrzeugen 

an nicht vorgesehenen Stellen ist untersagt und kann dementsprechend gebüsst 

werden. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 37:  

In der Geroldstrasse sei auf eine Begegnungszone zu verzichten. Es seien Varianten 

zu prüfen mit getrennten Fahrspuren für Velos und Zufussgehende. Wenn die Stadt an 

der vorliegenden Lösung festhält, sei dem Bereich mit der Einmündung zur 

Geroldrampe besondere Beachtung zu schenken. Die angedeutete Fahrbahn der 

Begegnungszone führt den MIV (in erster Linie Quellverkehr Brockenhaus etc.) auf die 

Fortsetzung der Geroldrampe. Die beiden geplanten Bäume kurz nach dem Ende der 
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Rampe könnten die Sichtweiten einschränken. Ein entsprechender Nachweis der 

Sichtweiten ist zu erbringen.  

Stellungnahme:  

Im Variantenstudium wurden verschieden Verkehrsregimes geprüft. Neben dem Fuss- 

und Veloverkehr verkehrt der motorisierte Individualverkehr im Einbahnverkehr. Fahrten 

für Anlieferungen und Entsorgungen bzw. die Erschliessung des Bahnhof Hardbrücke 

ist bis heute weiterhin notwendig. So bedarf es aktuell auch weiterhin Fahrspuren für 

den motorisierten Individualverkehr. Die Platzverhältnisse reichen nicht aus, um den 

Fuss- und Veloverkehr sowie dem motorisierten Individualverkehr mit den geforderten 

Standardmassen zu trennen. Die Sichtweiten bei der Einmündung der Geroldstrasse 

wurden überprüft. Sie werden dementsprechend in das Vorprojekt einfliessen. 

Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt. 

Einwendung 38:  

Auf Begegnungszonen solle im gesamten Perimeter verzichtet werden. 

Stellungnahme:  

Im Variantenstudium wurden verschiedene Verkehrsregime im Projektteam geprüft. Für 

die Geroldstrasse erwies sich die Begegnungszone aufgrund der hohen Fuss- und 

Veloverkehrsmengen und der Platzverhältnisse als beste Lösung.  

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 39:  

Unter der Geroldrampe seien Gewerberäume einzurichten, so wie bei der Hardbrücke 

beim Hardplatz.  

Stellungnahme:  

Die Möglichkeit, unter der Geroldrampe Gewerberäume einzurichten, wurde im 

Projektteam geprüft. Aufgrund der städtebaulichen Situation und der zu erwartenden 

Nutzungskonflikte besteht ein erhöhtes Risiko, dass sich der Bereich zu einer wenig 

attraktiven Aufenthaltszone entwickelt. Aus diesen Gründen wurde auf die Integration 

von Gewerberäumen verzichtet. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 40:  

Die Fläche unterhalb der Rampe sei vollständig zu entsiegeln und mittels Pfosten vor 

Falschparkierung zu schützen. 
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Stellungnahme:  

Die Fläche unterhalb der Rampe wird entsiegelt und mit Schotterrasen ausgebildet. In 

diesem Bereich ist das Abstellen von Fahrzeugen nicht erlaubt und kann 

dementsprechend gebüsst werden. Die Anordnung von Pollern zur Verdeutlichung des 

Parkverbots wird im Vorprojekt geprüft.  

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 41: 

Die Bewässerung und Besonnung der geplanten Grünflächen unter der Rampe sei zu 

klären, da diese nicht beregnet werden und dauerhaft beschattet seien. 

Stellungnahme:  

Im Vorprojekt sollen konkrete bauliche Massnahmen zur Bewässerung geprüft werden.  

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 42: 

Anstelle von Bäumen vor den Liegenschaften Viaduktstrasse 73 bis 85 seien 

mindesten 10 Parkplätze zu realisieren.  

Stellungnahme:  

Die Behörde hat die Aufträge des kantonalen Strassengesetzes, des Planungs- und 

Baugesetzes sowie politische Stossrichtungen umzusetzen. Die Stadtratsbeschlüsse 

zur Fachplanung Hitzeminderung und zur Fachplanung Stadtbäume fordern das 

Pflanzen von Bäumen im Strassenraum. Aus dem regionalen und kommunalen 

Richtplan geht der Auftrag an die Stadt Zürich hervor, die überwärmten Gebiete zu 

entlasten sowie einer generellen Überwärmung entgegenzuwirken. Gemäss 

Klimamodell weist der Perimeter eine sehr hohe Wärmebelastung auf. Bäume tragen 

zusammen mit der Entsiegelung von Flächen am effektivsten zur Verbesserung des 

Stadtklimas bei und werten den Strassenraum auf. Ein Auftrag zur Erstellung von 

Parkplätzen in diesem Bereich liegt nicht vor. Daher wird an der aktuellen Lösung 

festgehalten. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 43: 

Auf den Abbau von 25 Autoparkplätzen sowie 13 Motorradplätzen sei zu verzichten. 

Ferner sei auf die Pflanzung von 5 Bäumen unter der Geroldrampe zu verzichten. 

Stellungnahme:  

Das Planungs- und Baugesetz des Kantons Zürich vom 7. September 1975 (PBG) sieht 

vor, dass im Normalfall die Zahl der Fahrzeugabstellplätze so festgelegt werden soll, 
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dass die Fahrzeuge der Benützer*innen einer Baute oder Anlage ausserhalb des 

öffentlichen Grunds aufgestellt werden können (§ 242 Abs. 2 PBG). Daraus folgt die 

Pflicht, Parkplätze auf Privatgrund zu realisieren (sog. Pflichtparkplätze). Die städtische 

Verordnung über private Fahrzeugabstellplätze (Parkplatzverordnung; PPV) regelt den 

Pflichtbedarf. Durch die Realisierung von Pflichtparkplätzen weitet sich das 

Parkplatzangebot auf Privatgrund stetig aus, sodass der Parkplatzbedarf zusehends auf 

Privatgrund abgedeckt werden kann.  

Es besteht weder ein Rechtsanspruch auf öffentliche Strassenparkplätze (weisse 

Parkfelder und Blaue-Zone-Parkplätze) noch eine Bestandesgarantie (BGE 122 I 279, 

Erw. 2c). Namentlich ist die Stadt nicht verpflichtet, Ersatz für aufgehobene Parkplätze 

zu schaffen. Mit der Aufhebung der Parkplätze können andere Bedürfnisse wie die 

Verbesserung der Sicherheit für Fuss- und Veloverkehr, Lärmreduktion, Erhöhung der 

Aufenthaltsqualität und Massnahmen zur Hitzeminderung, Bäume und Entsieglung 

asphaltierter Flächen realisiert werden. Damit sollen richtplanerische und konzeptionelle 

Vorgaben zur Aufwertung der Strassenräume umgesetzt werden. Vgl. hier auch weitere 

Einwendungen zum Thema Parkplätze oben. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 44: 

Der Vorbereich der ZKB sei in den Strassenraum zu integrieren. Die 

Strassenraumgestaltung solle von Fassade zu Fassade gedacht werden. 

Stellungnahme:  

Es haben Abstimmungen mit der ZKB stattgefunden. Die Gestaltung des angrenzenden 

Strassenraums wird aus Sicht ZKB begrüsst. Dennoch ist es aus städtischer Sicht 

rechtlich nicht möglich private Grundstücke in das Gesamtkonzept zu integrieren und 

Vorgaben für die Gestaltung zu machen. Auf Privatgrund muss jeweils die 

Eigentümerschaft aktiv werden. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 45: 

Auf die Fussgängerinsel vor dem ZKB-Eingang sei zu verzichten und durch eine LSA 

zu ersetzen. 

Stellungnahme:  

Auf die Mittelinsel kann aufgrund der hohen Verkehrsbelastung grundsätzlich nicht 

verzichtet werden. Zudem befindet sich die Querungsstelle in unmittelbarer Nähe zum 

Knoten Pfingstweidstrasse, Hardstrasse und Neue Hard. Eine Lichtsignalanlage müsste 

mit diesem Knoten koordiniert geschaltet werden, was aus verkehrstechnischer Sicht mit 

erheblichem Aufwand und betrieblichen Nachteilen verbunden wäre. 
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Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 46: 

Auf die Anbindung der Fahrbahn unter den Arkaden der ZKB sei zu verzichten. Die 

Anbindung der ZKB sei via Haupteinfahrt zur Tiefgarage zu gewährleisten. Die 

Anbindung der Arkadenfahrbahn an die Strasse sei damit unnötig. Der freiwerdende 

Platz sei für zusätzliche Veloparkplätze und Begrünung zu nutzen. 

Stellungnahme:  

Die Nutzung der Privatparzelle muss gewährleistet sein. Die ZKB möchte auf die Zufahrt 

respektive Wegfahrt nicht verzichten. Es ist aus städtischer Sicht rechtlich nicht möglich 

private Grundstücke in das Gesamtkonzept zu integrieren und Vorgaben für die 

Gestaltung zu machen. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 47: 

Bei der Geroldstrasse 11 sei mittels Bodenmarkierung für den MIV zu verdeutlichen, 

dass keine Weiterfahrt geradeaus möglich ist. Zudem sei mit Pfosten die Weiterfahrt 

zusätzlich zu verhindern.  

Stellungnahme:  

Mittels Fuss- und Velopiktogrammen soll verdeutlicht werden, dass keine Durchfahrt für 

den motorisierten Individualverkehr möglich ist. Diese Anpassung wird ins Vorprojekt 

einfliessen. 

Die Einwendung wird berücksichtigt. 

Einwendung 48: 

Die grossen Velopiktogramme seien so zu platzieren, dass der Veloweg klar als 

Zweirichtungsradweg erkennbar sei.  

Stellungnahme:  

Markierungen werden so verdeutlicht, dass ein Zweirichtungsradweg erkennbar ist. Die 

Anpassung der Markierung wird in das Vorprojekt aufgenommen. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 49 (a bis m): 

Die geplante Umgestaltung der Neuen Hard und Geroldstrasse wird begrüsst. Die 

Reduktion des Autoverkehrs, die Schaffung eines Velowegs im Gegenverkehr, die 

Begegnungszone in der Geroldstrasse sowie die Begrünungsmassnahmen tragen zu 
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einer Verbesserung der Lebensqualität im Quartier bei und fördern die nachhaltige 

Mobilität. Konkrete Anmerkungen und Fragen: 

a) Veloweg im Gegenverkehr: Wie wird die Sicherheit der Velofahrenden im 

Gegenverkehr gewährleistet, insbesondere an Einmündungen und Kreuzungen?  

Stellungnahme:  

Die Ausgestaltung des Veloweges hält sich im Grundsatz an die Velostandards. In den 

Knotenbereichen sind die Sichtweiten berücksichtigt und durch Anpassungen der 

Geometrien werden langsamere Geschwindigkeiten für Velos und den 

Fahrzeugverkehr provoziert.  

b) Begegnungszone: Welche Massnahmen sind geplant, um den Durchgangsverkehr 

in der Begegnungszone zu minimieren und die Aufenthaltsqualität zu erhöhen? 

Stellungnahme:  

Es sind entsiegelte Flächen und Bäume vorgesehen, die zur Verengung des 

Fahrbahnbereiches führen und somit zu tieferen Geschwindigkeiten führen. Sitzbänke 

sind angedacht.  

c) Grünflächen: Welche Baumarten werden gepflanzt und wie wird die Pflege der 

Grünflächen sichergestellt? Sind diese entsprechend hitze- und dürreresistent?  

Stellungnahme:  

Die Baumarten werden in der nächsten Projektphase konkretisiert. Hierbei wird den 

standortspezifischen Anforderungen Rechnung getragen. Die Pflege obliegt den 

üblichen Verantwortlichkeiten der Stadt Zürich. 

d) Parkplätze: Wie viele Parkplätze fallen weg und welche Alternativen werden 

Anwohnern und Besuchern angeboten?  

Stellungnahme:  

Es besteht weder ein Rechtsanspruch auf öffentliche Strassenparkplätze (weisse 

Parkfelder und Blaue-Zone-Parkplätze) noch eine Bestandesgarantie (BGE 122 I 279, 

Erw. 2c). Namentlich ist die Stadt nicht verpflichtet, Ersatz für aufgehobene Parkplätze 

zu schaffen. Mit der Aufhebung der Parkplätze können andere Bedürfnisse wie die 

Verbesserung der Sicherheit für Fuss- und Veloverkehr, Lärmreduktion, Erhöhung der 

Aufenthaltsqualität und Massnahmen zur Hitzeminderung, Bäume und Entsieglung 

asphaltierter Flächen realisiert werden. Damit sollen richtplanerische und 

konzeptionelle Vorgaben zur Aufwertung der Strassenräume umgesetzt werden.  

Die nachstehenden Bilanzen der Parkplätze sind auch im erläuternden Bericht 

ersichtlich.  
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e) Weshalb werden nicht exklusive EWZ (Schnell) Elektroladestationen geplant? 

Allenfalls in Kombination mit Mobility Parkplätze. Dies kann weiterhin auf einem 

entsiegelten Gelände geplant werden.  

Stellungnahme:  

Der öffentliche Raum soll dem Aufenthalt dienen, Parkfelder sind nicht vorgesehen. 

Parkfelder und Ladestationen sind für entsprechende Nutzungen auf Privatgrund 

vorzusehen. 

f) Der Kreisel (pink) ist heute mit einer Entsorgungscontainer (orange) verschandelt, 

welchen integrierten Ansatz kann dies lösen? Bspw. Entsorgung, Souterrain und oder 

an maximal frequentierter Stelle (unter der Rampe als Massmobiliar?) 

Stellungnahme:  

Der Kreisel und die Entsorgungsstelle befinden sich ausserhalb des Perimeters und 

sind nicht Bestandteil des Projektes.  

g) Kunst auf der Strasse wäre eine weitere Möglichkeit eine Aufwertung der 

Aufenthaltsqualität zu tiefen Kosten und mit grosser Wirkung zu erzeugen. Wie wäre 

eine solche Intervention am Bahnhof Hardbrücke resp. an anderen Stellen? Die Idee 

der optischen Aufwertung in Kombination mit einer Erhöhung der Sicherheit müsste 

doch auch im Interesse der Stadt sein?  

Stellungnahme:  

Dies wird in der nächsten Projektphase geprüft. 

h) Weshalb wird nicht integrierter und effizienter geplant, beispielsweise im Kontext der 

eben fertiggestellten Josefstrasse, welche ohne Grün oder Velokonzept und viel zu 

breit zu geteert wurde.  

Stellungnahme:  

Das vorliegende Projekt entstand auf Basis eines intensiven Planungs- und 

Abwägungsprozesses unter Teilnahme verschiedener Ämter und Dienstabteilungen und 
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führt dazu, dass künftig entlang der neuen Hard und der Geroldstrasse grosszügig 

entsiegelt wird und eine grosse Anzahl zusätzlicher Bäume geplant wird.  

i) Was ist das Beleuchtungskonzept? Welches, sowohl der Lichtverschmutzung wie 

auch einer angenehmen und sicheren Beleuchtung im Ausgangsbereich gerecht? 

Stellungnahme:  

Dies wird in der folgenden Projektierung genauer untersucht.  

j) Zusätzliche Anregungen: Lärmschutz: Wurde die Lärmbelastung durch den Verkehr 

im Rahmen des Projekts untersucht? Sind Massnahmen zur Lärmreduktion 

vorgesehen, z.B. lärmmindernder Belag? 

Stellungnahme:  

Die Einführung von Tempo 30 ist vorgesehen. Die Anwendung von lärmarmem Belag 

bei der Ausführung wird im Zuge der folgenden Projektierung detaillierter untersucht.  

k) Ermöglicht die Zone 30 entsprechend mehr Wohnraum auf dem alten Areal der 

Kehrichtverbrennungsanlage? 

Stellungnahme:  

Die Planungen für das Areal sind noch im Gange und es können keine Aussagen zur 

Ausnützung gemacht werden.  

l) Barrierefreiheit: Ist die Barrierefreiheit im gesamten Projektgebiet gewährleistet, 

insbesondere an den Übergängen zwischen Gehweg und Veloweg sowie in der 

Begegnungszone? 

Stellungnahme:  

Ja. Hindernisfreies Bauen gehört zum Standard in Projekten der Stadt Zürich. 

m) Weshalb wird keine E-Mail aber eine Telefonnummer kommuniziert? Weshalb gibt 

es keinen geführten digitalen Stellungsnahmeprozess? 

Stellungnahme:  

Das Verfahren nach §13 StrG wurde digital durchgeführt.  

Stellungnahme zu Einwendungen 49 a-m insgesamt:  

Die Einwendungen werden teilweise berücksichtigt. 

Einwendung 50: 

Die anliegenden Betriebe seien in die Veränderung einzubinden. Es sei nicht bloss ein 

standardisiertes Konzept anzuwenden. 
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Stellungnahme:  

Das vorliegende Projekt entstand auf Basis eines intensiven Planungs- und 

Abwägungsprozesses unter Teilnahme verschiedener Ämter und Dienstabteilungen und 

kann daher nicht als standardisiertes Konzept bezeichnet werden. Diverse private 

Grundeigentümer wurden im Laufe des Prozesses begrüsst und deren Input 

aufgenommen. Diese Möglichkeit besteht selbstverständlich weiterhin für alle Betriebe, 

welche sich bisher nicht genügend einbringen konnten. Allerdings ist dies eine 

Einwendung zum Vorgehen und nicht konkret zum Inhalt der Auflagepläne, daher ist 

diese in diesem Verfahren nicht relevant. 

Das Strassenbauprojekt verfolgt im Projektperimeter übergeordnete, 

behördenverbindliche Zielsetzungen, wie beispielsweise die Erstellung einer 

Velovorzugsroute von der Pfingstweidstrasse via Neue Hard zur Franca-Magnani-

Brücke, Verbesserung der Veloführung im Bereich der Geroldstrasse, welche heute auf 

dem Trottoir geführt wird und nicht mehr rechtlich zulässig ist und nicht mehr den 

heutigen Anforderungen der Standards entspricht, Aufwertung des öffentlichen Raumes 

im Umfeld von den dynamischen Arealentwicklungen Josef-Areal und Welti-Furrer-Areal 

sowie die Umsetzung von hitzemindernden Massnahmen und diversen 

Baumpflanzungen zur Umsetzung des Alleenkonzepts. Die vorgesehenen 

Infrastrukturen sind das Ergebnis einer sorgfältigen Interessenabwägung zwischen den 

verschiedenen Anforderungen.  

Die Einwendung ist gegenstandslos.  

Einwendung 51: 

Auf Tempo 30 sei zu verzichten. 

Stellungnahme:  

Im Jahr 2021 hat der Stadtrat kommuniziert, dass er auf den Strassen der Stadt Zürich 

weitgehend Tempo 30 einführen will. Durch diese Massnahme schützt der Stadtrat die 

Bevölkerung vor übermässigem Strassenlärm. Die Umsetzung soll in verschiedenen 

Etappen erfolgen. Ende 2021 wurde das Gesamtkonzept der 3. Etappe veröffentlicht. 

Dieses sieht für die Neue Hard und Geroldstrasse die Einführung von Tempo 30 vor. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 52: 

Für den MIV sei bereits am Anfang der Geroldrampe Tempo 30 anzuordnen. 

Stellungnahme:  

Die Signalisation von Tempo 30 erfolgt ab dem Moment, wo die Strasse auch 

gestalterisch dazu beiträgt die Geschwindigkeiten zu reduzieren. Diesen Anspruch erfüllt 

die Gestaltung erst ab Ende der Geroldrampe. 
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Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 53: 

Es seien zusätzliche Veloabstellplätze nördlich der Neuen Hard vorzusehen. 

Insbesondere am Knoten Hardstrasse, am Knoten Viaduktstrasse und beim geplanten 

Fussgängerübergang. 

Stellungnahme:  

Zusätzliche Standorte für Veloabstellplätze werden im Vorprojekt für den gesamten 

Perimeter geprüft. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 54: 

An der Geroldstrasse seien zusätzliche Veloabstellplätze vorzusehen, insbesondere 

beim Knoten Vulkanstrasse/Franca-Magnani-Brücke. 

Stellungnahme:  

Zusätzliche Standorte für Veloabstellplätze werden im Vorprojekt für den gesamten 

Perimeter geprüft. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 55: 

Die Bäume der Mittelinsel Neue Hard seien zu erhalten. 

Stellungnahme:  

Zugunsten der Pflanzung einer höheren Anzahl von Bäumen durch die Anpassung des 

Strassenquerschnitts wird die Rodung in Kauf genommen. Die vorgesehenen 

Infrastrukturen sind das Ergebnis einer sorgfältigen Interessenabwägung zwischen den 

verschiedenen Anforderungen von Fussverkehr, Veloverkehr, motorisierten 

Individualverkehr, Hitzeminderung und Baumbepflanzungen.  

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 56: 

Innerhalb des ASTRA Perimeters seien keine solchen markanten Baumbepflanzungen 

möglich. 

Stellungnahme:  

Im Bereich der Trottoir- und Radwegflächen bleiben die Baumbepflanzungen innerhalb 

des ASTRA-Perimeters vorhanden. Dadurch kann das Alleenkonzept der Stadt Zürich 

umgesetzt werden. Entlang der ZKB werden die Bäume aufgrund einer zweiten Fahrspur 
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bis Ende des ASTRA-Perimeters aufgehoben. Die Anpassungen werden in das 

Vorprojekt einfliessen. 

Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt.  

Einwendung 56: 

Der Projektperimeter sei am westlichen Ende der Geroldstrasse zu erweitern, so dass 

der gesamte Kreisel unter der Hardbrücke in diesem Projekt enthalten sei. Der Kreisel 

solle aufgehoben und die beiden Öffnungen zwischen den drei Brückenteilen der 

Geroldrampe mit grosskronigen Bäumen bepflanzt werden. 

Stellungnahme:  

Die Perimetererweiterung wurde im Projektteam diskutiert. Im Bereich unter der 

Hardbrücke wurde ein separates Projekt ausgelöst. Aus diesem Grund ist der Kreisel 

nicht Bestandteil des Projektes. 

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

Einwendung 57: 

Der Projektperimeter überlagere sich teilweise mit dem Nationalstrassenperimeter. 

Stellungnahme:  

Das ASTRA ist in den Entwicklungsprozess involviert. Die Rückmeldungen vom ASTRA 

werden berücksichtigt und fliessen in das Vorprojekt ein. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 58: 

Dieses Projekt sei auf der Prioritätenliste nach vorne zu schieben und zu 

beschleunigen. 

Stellungnahme:  

Es wird geprüft, ob das Projekt in der Prioritätenliste nach vorne geschoben werden 

kann. 

Die Einwendung wird berücksichtigt.  

Einwendung 59: 

Auf das Projekt sei gesamthaft zu verzichten. 

Stellungnahme:  

Das Strassenbauprojekt verfolgt im Projektperimeter übergeordnete, 

behördenverbindliche Zielsetzungen, wie beispielsweise die Erstellung einer 
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Velovorzugsroute von der Pfingstweidstrasse via Neue Hard zur Franca-Magnani-

Brücke, Verbesserung der Veloführung im Bereich der Geroldstrasse, welche heute auf 

dem Trottoir geführt wird, nicht mehr rechtlich zulässig ist und nicht mehr den heutigen 

Anforderungen der Standards entspricht, Aufwertung des öffentlichen Raumes im 

Umfeld von den dynamischen Arealentwicklungen Josef-Areal und Welti-Furrer-Areal 

sowie die Umsetzung von hitzemindernden Massnahmen und diversen 

Baumpflanzungen zur Umsetzung des Alleenkonzepts. Die vorgesehenen 

Infrastrukturen sind das Ergebnis einer sorgfältigen Interessenabwägung zwischen den 

verschiedenen Anforderungen.  

Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 
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Der Bericht liegt gemäss § 13 Abs. 3 StrG während 60 Tagen zur Einsichtnahme 

öffentlich auf. Der Zeitpunkt der Auflage wird im städtischen Amtsblatt «Tagblatt der 

Stadt Zürich» bekannt gegeben. 

Das Projekt wird durch den Stadtrat festgesetzt und vor der Projektfestsetzung gemäss 

§§ 16 und 17 StrG (Planauflage- und Einspracheverfahren) öffentlich aufgelegt und 

bekannt gemacht. 

Direktorin 

 

Dr. Simone Rangosch 

 

 

3 Schlussbemerkungen 



 

 

Stadt Zürich 

Tiefbau- und Entsorgungsdepartement 

Tiefbauamt 

Werdmühleplatz 3 

8001 Zürich 

T+ 41 44 412 50 99 

tiefbauamt@zuerich.ch 

stadt-zuerich.ch/tiefbauamt  
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